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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Zwischenstaatliche Beziehungen

Anfang April 2021 reiste Bundesrat Ignazio Cassis in den Irak, Oman und Libanon, um
die Schwerpunkte der neuen aussenpolitischen Strategie für die Region des Mittleren
Ostens und Nordafrika (MENA) mit Vertretern der betroffenen Staaten zu beraten.
Begleitet wurde er dabei von den beiden Mitgliedern der APK-SR, Damian Müller (fdp,
LU) und Andrea Gmür-Schönenberger (mitte, LU). 
Zu Beginn der Reise traf sich Cassis mit dem irakischen Premierminister Mustafa Al-
Kadhimi. Der Besuch im Irak war der erste eines Bundesrats seit 1979. Im Zentrum der
Gespräche standen vor allem das humanitäre Engagement der Schweiz im Irak, der
Kampf gegen die Jugendarbeitslosigkeit und die Bereitschaft der Schweiz, sich für den
Abbau politischer Spannungen in der Region einzusetzen. Zum Abschluss unterschrieb
Bundesrat Cassis ein Memorandum of Understanding (MoU) zur Aufnahme politischer
Konsultationen zwischen den beiden Ländern. Dabei ging es auch um die Einrichtung
einer neuen Botschaft im Irak, nachdem die Schweiz ihr Verbindungsbüro 2008 aus
Sicherheitsgründen geschlossen hatte. 
Daraufhin reiste die Delegation in den Oman, der wie die Schweiz eine neutrale
Aussenpolitik betreibt und sich stark um die regionale Sicherheit im Mittleren Osten
bemüht. Zentrale Themen des Besuchs waren Initiativen im Bereich der globalen
Gesundheit sowie der Berufsbildung. Auch mit dem Oman wurde ein MoU für
regelmässige politische Konsultationen abgeschlossen. 
Zum Abschluss reiste die Schweizer Delegation in den Libanon, wo sich die Schweiz
zuletzt nach der Explosion im Hafen von Beirut an den Wiederaufbaubemühungen
beteiligt hatte. Die Unterstützungsleistungen in Höhe von CHF 6 Mio. fokussierten
gemäss der aktuellen Strategie der Internationalen Zusammenarbeit vor allem auf den
Gesundheits- und Bildungsbereich. Bundesrat Cassis besuchte zudem eine informelle
Siedlung syrischer Flüchtlinge und bekräftigte dabei die Unterstützung der Schweiz,
welche seit Beginn der Syrienkrise 2011 rund CHF 520 Mio. an Hilfszahlungen umfasste. 1

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 08.04.2021
AMANDO AMMANN

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Berufsbildung

In der Wintersession 2022 befasste sich der Ständerat mit der parlamentarischen
Initiative Masshardt (sp, BE), welche die politische Bildung in der Berufsbildung stärken
wollte. Die WBK-SR hatte sich im Vorfeld mehrheitlich dafür ausgesprochen, der
Initiative keine Folge zu geben. Kommissionssprecherin Andrea Gmür-Schönenberger
(mitte, LU) erörterte, dass die Kommissionsmehrheit die Initiative ablehne, da die
politische Bildung bereits heute genügend in der beruflichen Grundbildung verankert
sei und damit schon vermittelt werde. Eine Minderheit wollte der Initiative hingegen
Folge geben: Maya Graf (gp, BL) entgegnete, dass das Parlament bereits im Rahmen des
aktuellen Legislaturprogramms der Stärkung der politischen Bildung zugestimmt habe,
es bestehe also bereits ein gesetzlicher Auftrag, den es nun zu erfüllen gelte.
Ausserdem liege die Berufsbildung durchaus auch in der Kompetenz des Bundes und
nicht nur in jener der Kantone; der Bund dürfe hier also durchaus aktiv werden.
Schliesslich zeigten verschiedene Studien, dass gerade in der Berufsbildung ein grosser
Nachholbedarf bei der politischen Bildung bestehe.
Die Mehrheit der kleinen Kammer folgte den Argumenten von Maya Graf jedoch nicht;
der Initiative wurde mit 22 zu 16 Stimmen keine Folge gegeben. Diese ist somit vom
Tisch. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 08.12.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Überraschend und entgegen der Meinung des Nationalrats und seiner vorberatenden
Kommission machte der Ständerat in der Frühlingssession 2023 eine Kehrtwende und
wollte nunmehr keine sogenannte Titeläquivalenz für die höhere Berufsbildung
vorschreiben. «Bachelor für Berufsleute abgeschmettert», titelte daraufhin etwa der
Tages-Anzeiger. Mit 19 zu 16 Stimmen bei 6 Enthaltungen lehnte die kleine
Parlamentskammer eine entsprechende Motion Aebischer (sp, BE) ab und folgte damit
dem ablehnenden Votum des Bundesrates. Die vorberatende WBK-SR war im Januar

MOTION
DATUM: 06.03.2023
MARCO ACKERMANN
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2023 mit 12 Stimmen bei 1 Enthaltung noch klar für eine Annahme gewesen, hatte also
eine Stärkung der Profile der Höheren Fachschulen durch die Titelbezeichnungen
«Professional Bachelor» und «Professional Master» unterstützt. Während sich im
Vorfeld eine Mehrheit der Verbundpartner der Berufsbildung (Höhere Fachschulen) für
eine solche Anpassung ausgesprochen hatten, hatten Medienberichten zufolge
Universitäten und Fachhochschulen den Entwurf torpediert. 

Im Ständerat zeigte sich ein besonderes Bild: Mehrere Nicht-Kommissionsmitglieder
äusserten sich ablehnend zur Motion, so etwa Olivier Français (fdp, VD), Mitglied der
Schweizerischen Akademie der Technischen Wissenschaften, der eine Gefahr der
Verwechslung mit Abschlüssen der Universitäten und der Fachhochschulen befürchtete
und einen Einzelantrag auf Ablehnung stellte. Diesem Votum schlossen sich auch Daniel
Fässler (mitte, AI) und Carlo Sommaruga (sp, GE) an. Auch Andrea Gmür-Schönenberger
(mitte, LU), die zwar Kommissionsmitglied war, jedoch nicht an der entsprechenden
Sitzung hatte teilnehmen können, befürchtete eine Vermischung der verschiedenen
Titel und hätte es bevorzugt, das Anliegen in Form eines Postulats im Sinne eines
Prüfberichts zu behandeln. Die negativen Stellungnahmen der Nicht-
Kommissionsmitglieder wechselten sich dabei wiederholt ab mit den Stellungnahmen
verschiedener positiv gestimmter Kommissionsmitglieder. So argumentierte etwa
Johanna Gapany (fdp, FR) für eine Annahme, da die Titelbezeichnungen die Qualität der
Schweizer Berufsbildung auf nationalem und internationalem Parkett verdeutlichen
könne. Auch Hannes Germann (svp, SH) wollte den «Sonntagsreden über den Wert
unserer dualen Berufsbildung» Taten folgen lassen und den Jungen eine Perspektive
geben, indem ihre Ausbildung eine entsprechende Bezeichnung erhalte. Uneinig war
sich der Rat schliesslich auch in der Frage, ob die Motion überhaupt vorschreibe, dass
eine Aufwertung durch die Titel «Professional Bachelor» und «Professional Master» zu
erfolgen habe, da diese im Motionstext nur in Klammern genannt wurden. Matthias
Michel (fdp, ZG) meinte schliesslich, dass sich die «Dissonanz» nur auf die Titelfrage
beschränke, nicht jedoch auf den Grundsatz, dass die höhere Berufsbildung gestärkt
werden sollte. Nach der «achterbahnmässigen» Debatte im Ständerat, wie Eva Herzog
(sp, BS) das Geschehen im Rat pointiert zu resümieren wusste, zogen sich die Gräben
bei der Abstimmung zwischen den knapp unterliegenden Befürwortenden und den
siegreichen Gegnerinnen und Gegnern quer durch die Fraktionen hindurch. Bundesrat
Guy Parmelin beruhigte die Gemüter zum Schluss mit der Information, dass der
Bundesrat dem Parlament demnächst eine Botschaft für eine Gesetzesrevision
betreffend die Titelbezeichnungen unterbreiten wolle, womit sich die Räte schon bald
erneut zu dieser Frage würden äussern können.   

Der Tages-Anzeiger erkannte hinter dem Nein aus dem Stöckli einen erfolgreichen
Widerstand der Universitäten und der Fachhochschulen. In ebendieser Zeitung liess
alt-Nationalrat und Bildungsexperte Rudolf Strahm kein gutes Wort an diesem
Entscheid. Der Verzicht auf die Bezeichnungen werte die Berufe ab und verstärke den
Fachkräftemangel. Auch der Gewerbeverbandsdirektor Ulrich Bigler bedauerte den
Entscheid und erkannte darin eine verpasste Chance. 3

1) Medienmitteilung EDA vom 1.4.21; Medienmitteilung EDA vom 4.4.21; Medienmitteilung EDA vom 6.4.21; Medienmitteilung
EDA vom 8.4.21; CdT, LT, Lib, 6.4.21
2) AB SR, 2022, S. 1217 ff.
3) AB SR, 2023, S. 82 ff.; Bericht WBK-SR vom 30.1.23; TA, 7.3., 8.3.23
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